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Kein Anspruch auf Homeoffice oder 

Einzelbüro 

Arbeitsgericht Augsburg, Urteil vom  

07.05.2020 - 3 Ga 9/20 

 

Arbeitnehmer haben auch zu Pande-

mie-Zeiten weder einen gesetzlichen 

Anspruch auf Homeoffice noch auf ein 

Einzelbüro. Der Arbeitgeber sei zwar 

dazu verpflichtet, notwendige und er-

forderliche Schutzmaßnahmen zu 

Gunsten seiner Mitarbeiter zu ergrei-

fen. Wie er diese Verpflichtung erfülle, 

liege aber allein bei ihm. 

 

Die Entscheidung  

Der Arbeitnehmer ist 63 Jahre und Jurist. 

Er ist seit 1994 bei seiner Arbeitgeberin 

als Leiter der Stabstelle Allgemeines 

Recht/Sozialrecht tätig. Er teilt sich sein 

Büro mit einer Mitarbeiterin. Der Arbeit-

nehmer will durchsetzen, dass er seine 

berufliche Tätigkeit an seinem Wohnsitz 

im Homeoffice erbringen darf, solange 

für ihn das Risiko einer Sars-CoV-2-In-

fektion besteht. Er hat dazu im April 2020 

ein ärztliches Attest vorgelegt. Hilfsweise 

verlangt er, dass die Arbeitgeberin ihm 

ein Einzelbüro zuweist. 

 

Das Arbeitsgericht Augsburg hat seine 

Klage und auch seinen Antrag auf einst-

weiligen Rechtsschutz abgewiesen. Das 

Gericht begründet sein Urteil damit, der 

Kläger habe weder aus seinem Arbeits-

vertrag noch aus dem Gesetz Anspruch 

auf einen Arbeitsplatz an seinem Wohn-

sitz (Homeoffice). Der Arbeitgeber sei 

verpflichtet, die notwendigen und erfor-

derlichen Schutzmaßnahmen zu Guns-

ten seiner Arbeitnehmer zu ergreifen (§ 

618 BGB). Wie der Arbeitgeber diese 

Verpflichtung erfülle, liege allerdings al-

lein bei ihm, so das Gericht. Der Arbeit-

geber könne sein Leistungsbestim-

mungsrecht über die Arbeitsleistung des 

Klägers und anderer Arbeitnehmer er-

messensgerecht ausüben, um auch den 

Empfehlungen des Arztes des Klägers zu 

entsprechen. Mit der gleichen Begrün-

dung verneint das Arbeitsgericht Augs-

burg den Anspruch des Klägers auf ein 

Einzelbüro. Auch dafür gebe es keine 
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vertragliche bzw. gesetzliche Regelung. 

Zwar sei der Arbeitgeber verpflichtet, die 

notwendigen und erforderlichen Schutz-

maßnahmen zu ergreifen (§ 618 BGB). 

Allerdings könne er diese Pflicht auch 

durch Zuweisen eines Büros für mehrere 

Personen erfüllen, wenn entsprechende 

Schutzvorkehrungen vorhanden sind. 

 

Praxistipp 

Das Urteil ist noch nicht rechtskräftig, die 

Berufung ist beim Landesarbeitsgericht 

München unter dem Aktenzeichen 5 

SaGa 14/20 anhängig. Bis auf Weiteres 

ist davon auszugehen, dass die Arbeits-

gerichte an der Linie festhalten werden, 

dass der Arbeitgeber nicht verpflichtet ist, 

Mitarbeiter auf Antrag ins Homeoffice zu 

versetzen, solange er den erforderlichen 

Schutz vor Corona-Infektionen auch in 

Mehr-Personen-Büros gewährleisten 

kann. Zwar haben im Zuge der Corona-

Pandemie Betriebe und auch öffentliche 

Dienststellen ihre Regelungen für Home-

office und Telearbeit erheblich ausgewei-

tet. Einen allgemeinen gesetzlichen An-

spruch auf Arbeit im Homeoffice gibt es 

derzeit noch nicht, auch wenn das Bun-

desarbeitsministerium noch für diese 

Wahlperiode einen Gesetzentwurf ange-

kündigt hat. Betriebsräte sollten daher 

versuchen, eine entsprechende Be-

triebsvereinbarung abzuschließen, um 

möglichst allen interessierten Beschäftig-

ten die Arbeit von zu Hause aus zu er-

möglichen. 

 

 

 

 

Zeiterfassung per Fingerabdruck ist 

nicht erzwingbar 

Der Arbeitgeber kann Beschäftigte 

nicht verpflichten, Arbeitszeiten mit 

einem Fingerabdruckscanner zu er-

fassen. Auch das Ziel, Arbeitszeitbe-

trug zu vermeiden, rechtfertigt keine 

Erfassung der biometrischen Daten 

aller Arbeitnehmer. 

LAG Berlin-Brandenburg, Urteil vom 

04.06.2020 - 10 Sa 2130/19 

 

Die Entscheidung 

In einer radiologischen Praxis führte der 

Arbeitgeber ein neues Zeiterfassungs-

system ein. Um den Beginn und das 

Ende der Arbeitszeit in das elektronische 

System einzugeben, sollten die Mitarbei-

ter ihren Fingerabdruck auf einem bereit-

gestellten Scanner abgeben. Das Sys-

tem verarbeitet dann allerdings nicht den 

Fingerabdruck als Ganzes, sondern nur 

die Fingerlinienverzweigungen, die soge-

nannten Minuten. Ein dort tätiger medizi-

nisch-technischer Assistent weigerte 
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sich, seine Arbeitszeit auf diesem Wege 

erfassen zu lassen. Der Arbeitgeber er-

teilte ihm deshalb eine Abmahnung, ge-

gen die der Arbeitnehmer sich mit einer 

Klage wehrt. 

Das Landesarbeitsgericht (LAG) Berlin-

Brandenburg hat entschieden, dass der 

Arbeitnehmer dieses Zeiterfassungssys-

tem nicht nutzen muss. 

Auch wenn das System nur Fingerlinien-

verzweigungen verarbeite, handle es 

sich um biometrische Daten. Eine Verar-

beitung solcher Daten sei nach Art. 9 

Abs. 2 Datenschutzgrundverordnung 

(DSGVO) nur ausnahmsweise möglich. 

Für den vorliegenden Fall könne auch 

ausgehend von der Bedeutung der Ar-

beitszeiterfassung nicht festgestellt wer-

den, dass eine solche Erfassung unter 

Einsatz biometrischer Daten erforderlich 

sei.  

Weigert sich der Arbeitnehmer daher, 

seinen Fingerabdruck ganz oder zum 

Teil erfassen zu lassen, stellt dies keine 

Pflichtverletzung dar. Der Kläger kann 

daher verlangen, dass die Abmahnung 

aus seiner Personalakte entfernt wird. 

 

Praxistipp 

Die Verarbeitung biometrischer Daten ist 

zunächst grundsätzlich sowohl nach Art. 

9 Abs. 2 lit. b DSGVO wie auch nach § 

26 Abs. 3 BDSG verboten. Der Arbeit-

nehmer müsste entweder seine Zustim-

mung erteilen oder der Arbeitgeber hat 

die Erforderlichkeit der Verarbeitung bio-

metrischer Daten anhand von Tatsachen 

darzulegen. Bei der Verarbeitung von bi-

ometrischen Daten mittels einer techni-

schen Einrichtung wird dem Betriebsrat 

regelmäßig ein Mitbestimmungsrecht 

aus § 87 Abs. 1 Nr. 6 BetrVG zustehen. 

Dies sollte genutzt werden um weitestge-

hend die Verarbeitung sensibler Daten 

von Beschäftigten auszuschließen. 

 

 

 

 

 

Betriebsratssitzung während der CO-

VID-19-Pandemie 

 

Die Nutzung von Telefon- bzw. Video-

konferenzen ist eine zusätzliche Teil-

nahmemöglichkeit neben der herge-

brachten Durchführung von Sitzun-

gen unter physischer Anwesenheit 

der Teilnehmer vor Ort. Ein grundsätz-

licher Vorrang der Durchführung als 

Telefon- oder Videokonferenz kann 

aus § 129 Abs. 1 BetrVG nicht herge-

leitet werden. 

 

LAG Berlin-Brandenburg, Beschluss 

vom 24.08.2020 – 12 TaBVGa 1015/20 
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Die Entscheidung 

Arbeitgeber und Gesamtbetriebsrat strit-

ten im einstweiligen Rechtschutz dar-

über, ob die Arbeitgeberin die Durchfüh-

rung von Sitzungen des Gesamtbetriebs-

rates und des Gesamtbetriebsausschus-

ses als Präsenzsitzung untersagen darf.  

Die Arbeitgeberin ist ein Unternehmen 

mit etwa 1.800 Beschäftigten und be-

treibt insbesondere Rehabilitationsklini-

ken. Seit Ende März 2020 führten der 

Gesamtbetriebsrat und seine Aus-

schüsse Sitzungen als Telefonkonferen-

zen durch. Eine für Mitte August 2020 

vorgesehene Sitzung des Gesamtbe-

triebsausschusses sollte als Präsenzsit-

zung durchgeführt werden, bei der auch 

die Wahlen des/der stellvertretenden 

Vorsitzenden durchgeführt werden sollte. 

Circa sechs Wochen vorher kam es bei 

der Arbeitgeberin zu einer Infektion mit 

dem Coronavirus bei Ärzten, die sich pri-

vat getroffen hatten. In der Folge muss-

ten insgesamt 130 Patienten unter Qua-

rantäne gestellt werden. Daraufhin be-

schloss die Arbeitgeberin, allen Beschäf-

tigten die Teilnahme an klinikübergreifen-

den Präsenzveranstaltungen zu untersa-

gen. Dies teilte sie dem Gesamtbetriebs-

ausschuss per Mail mit. Denn von dieser 

Untersagung umfasst seien auch Treffen 

des Betriebsrates und seiner gebildeten 

Ausschüsse, die über das Zusammen-

kommen von Mitarbeitern von mehr als 

einer Klinik hinausgingen.  

Der Gesamtbetriebsrat leitete ein Verfah-

ren des einstweiligen Rechtschutzes ein, 

mit dem die Arbeitgeberin daran gehin-

dert werden sollte, Präsenzsitzungen, 

insbesondere die für Mitte August be-

schlossene Sitzung mit dem Tagungsort 

in Koblenz, zu untersagen. Verfügungs-

anspruch war nach Sicht des Gesamtbe-

triebsrates das Verbot der Behinderung 

der Arbeit der Mitglieder des Gesamtbe-

triebsrates. Rechtsvorschriften zur Ein-

dämmung der Pandemie stünden der 

Durchführung der Sitzung nicht entge-

gen. Außerdem sollte die Arbeitgeberin 

verpflichtet werden, Tagungs- und Hotel-

kosten zu tragen, nachdem sie die zu-

nächst erteilte Kostenzusage für die Sit-

zung widerrufen hatte.  

Die Arbeitgeberin bezog sich in der Zu-

rückweisung ihrer Anträge auf das Infek-

tionsgeschehen bei den von ihr beschäf-

tigten Ärzten sowie auf die insgesamt 

wieder ansteigende Zahl von Infektionen 

mit dem COVID-19-Virus. Die Untersa-

gung klinikübergreifender Zusammen-

künfte diene dem Schutz der ca. 2.690 

Patienten in ihren Kliniken. Die 

Zusammenkünfte des Gesamtbetriebs-

rates potenzieren nach Auffassung der 

Arbeitgeberin das Risiko. 



AUSGABE 4/2020  CNH-Anwälte 
Newsletter für Betriebsräte  Fachkanzlei für Arbeitsrecht 

5 
 

 

Das Arbeitsgericht Berlin hat die Anträge 

des Gesamtbetriebsrates zurückgewie-

sen, da es für den Antrag auf Unterlas-

sung einer Untersagung von Präsenzsit-

zungen an einem Verfügungsgrund 

fehle. Die Organisationsgewalt des Ge-

samtbetriebsrates für die Durchführung 

der Sitzung werde im Rahmen der durch-

zuführenden Interesseabwägung durch 

den als höherwertig anzusehenden Ge-

sundheitsschutz verdrängt. 

 

Gegen diesen Beschluss hat der Ge-

samtbetriebsrat Beschwerde eingereicht. 

Er ist der Auffassung, die Entscheidung, 

ob eine Sitzung mittels Video- und/oder 

Telefonkonferenz durchgeführt werde, 

liege im freien Ermessen des Vorsitzen-

den bzw. seines Stellvertreters. Die Ar-

beitgeberin dürfe hier nicht eingreifen. 

Das Landesarbeitsgericht Berlin-Bran-

denburg untersagte der Arbeitgeberin in 

seiner Entscheidung, die Durchführung 

der Sitzung des Gesamtbetriebsaus-

schusses zu untersagen und verpflich-

tete sie zur Übernahme der Tagungs- 

und Übernachtungskosten. Das Gericht 

begründete seine Entscheidung damit, 

dass in dem erst vor kurzem neu einge-

führten § 129 BetrVG Rechtssicherheit 

für die Ausnahmesituationen im Rahmen 

der COVID-19-Pandemie geschaffen 

werden sollten und Ziel sei, den Arbeit-

nehmervertretungen zu ermöglich, Sit-

zungen und Beschlussfassungen mittels 

Video- und/oder Telefonkonferenzen ein-

schließlich online gestützter Anwendun-

gen durchzuführen. Hintergrund hierfür 

ist, dass eine Beschlussfassung im Um-

laufverfahren oder aufgrund telefoni-

scher Beratung bzw. Videokonferenz bis-

lang grundsätzlich für unzulässig erach-

tet wird.  

Allerdings finde § 129 BetrVG keine An-

wendung auf Wahlen. Denn nach dem 

Wortlaut betrifft die Vorschrift lediglich 

die Sitzungsteilnahme und die Be-

schlussfassung. Wahlen sind auch in der 

entsprechenden Gesetzesbegründung 

nicht genannt. Darüber hinaus regelt § 

129 BetrVG auch nicht, wie eine geheime 

Stimmenabgabe bzw. eine Wahl nach 

dem Grundsätzen der Verhältniswahl er-

folgen soll. 

 

Aus diesem Grund blieb in der Entschei-

dung des Landesarbeitsgerichts Berlin-

Brandenburg auch offen, ob aus der in § 

129 BetrVG geregelten Möglichkeit von 

Video- und/oder Telefonkonferenzen bei 

Hinzutreten besonderer Umstände eine 

Verpflichtung der Arbeitnehmervertre-

tung folgen kann, Sitzungen und Be-

schlussfassungen in dieser Form durch-

zuführen und eine Präsenzsitzung nicht 
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erlaubt ist. Voraussetzung hierfür müsste 

nach Ansicht des Landesarbeitsgerich-

tes jedenfalls sein, dass überhaupt die 

Möglichkeit besteht, die für die Sitzung 

angesetzten Tagesordnungspunkte im 

Rahmen einer solchen Konferenz durch-

zuführen. Eben dies war im vorliegenden 

Fall wegen der geplanten Wahlen des 

stellvertretenden Vorsitzenden nicht der 

Fall. 

 

Praxistipp 

Die Vorschrift des § 129 BetrVG ist zum 

01. März 2020 in Kraft getreten und soll 

voraussichtlich am 01. Januar 2021 wie-

der außer Kraft treten. Da es sich um 

eine neue Regelung im Betriebsverfas-

sungsgesetz handelt, gibt es hierzu bis-

lang wenig Rechtsprechung. Der § 129 

BetrVG regelt nicht ausdrücklich einen 

Vorrang für Telefon- oder Videokonferen-

zen gegenüber der Durchführung als 

Präsenzsitzung. Der Gesetzgeber ging 

bei seiner Begründung auch nicht davon 

aus, dass grundsätzlich der Gesund-

heitsschutz höherwertiger ist als die 

Durchführung von  Betriebsratssitzun-

gen. Vielmehr wollte der Gesetzgeber 

den Arbeitnehmervertretungen die Mög-

lichkeit geben, auf Video- und Telefon-

konferenzen zurückzugreifen, da dies 

bislang aufgrund der bestehenden Rege-

lungen nicht möglich war. Es bleibt offen 

und ist derzeit nicht geklärt, ob im Einzel-

fall ein Vorrang für die Nutzung von Vi-

deo- oder Telefonkonferenzen begründet 

werden kann. Dies obliegt immer einer 

Entscheidung im Einzelfall. Arbeitneh-

mervertreter sollten daher immer im Ein-

zelfall abwägen, ob eine Präsenzsitzung 

oder eine Sitzung als Video- oder Tele-

fonkonferenz angemessen ist. 
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